18.03.21
Stichwort Lieferkettengesetz (oder Sorgfaltspflichtgesetz)
Vorab:
In der Bevölkerung stößt die Forderung nach einem entsprechenden Gesetz  grundsätzlich auf breite Zustimmung:
Berlin, 15.09.2020 – "Drei von vier Menschen in Deutschland wollen ein Lieferkettengesetz. Das geht aus einer aktuellen repräsentativen Umfrage von infratest dimap hervor. Darin sprechen sich 75 Prozent der Befragten für ein Gesetz aus, mit dem deutsche Unternehmen künftig dafür sorgen müssten, dass ihre Produkte nicht unter Verletzung von Menschenrechten im Ausland hergestellt werden. 91 Prozent der Befragten geben an, dass es Aufgabe der Politik sei, dafür zu sorgen, dass deutsche Unternehmen auch bei ihren Auslandsgeschäften Menschenrechte und Sozialstandards achten. Dieser Anteil lag unter Anhängerinnen und Anhängern von CDU und CSU sogar leicht höher (92 Prozent).
76 Prozent der Befragten gaben zudem an, dass Betroffene von Menschenrechtsverletzungen mit einem Lieferkettengesetz die Möglichkeit erhalten sollten, vor deutschen Gerichten Entschädigungen einzufordern.
Die repräsentative Umfrage zeigt auch eine hohe Zustimmung (83 Prozent), Umweltaspekte in ein Lieferkettengesetz aufzunehmen."
Vollständige Ergebnisse unter:
https://lieferkettengesetz.de/wp-content/uploads/2020/09/infratest-dimap_Umfrage-Lieferkettengesetz.pdf

Rückblick: Warum  brauchen wir ein Lieferkettengesetz?
Im globalisierten Handel verletzen Unternehmen im Zuge der weltweiten Wertschöpfungs- und Lieferketten häufig grundlegende Menschenrechte und schädigen die Umwelt. Bisher wird dies billigend in Kauf genommen, weswegen die Unternehmen von den Betroffenen für Schäden nicht belangt werden können. Dabei ließen sich im globalen Handel die meisten Praktiken bei der Produktion in den Niedriglohnländern und die Einhaltung der Menschenrechte auch aus großer Entfernung kontrollieren. Das geschieht aber derzeit durch Unternehmen noch unzureichend. Was sich ihrer Kontrolle entzieht, kann nach gegenwärtiger Rechtslage vieler Staaten nicht ihrer Produkthaftung unterzogen werden. 
Kritisiert werden in den Entwicklungs- und Schwellenländern konkret Arbeitsbelastung, Arbeitssicherheit, Arbeitsschutz, Arbeitszeit, Ausbeutung, betrieblicher Gesundheitsschutz, fairer Handel, Sozialverträglichkeit, Kinderarbeit oder die Einhaltung von Umweltstandards. Für diese kritisierten Arbeitsbedingungen liegt die rechtliche Verantwortung jedoch ausschließlich bei den lokalen Betrieben und den sie überwachenden Behörden, so dass es rechtlich schwer fällt, die Probleme ausländischer Beschaffungsmärkte den Unternehmen in Industriestaaten anzulasten. Diese haben lediglich die Möglichkeit, ausländische Zulieferer, die kritisierte Arbeitsbedingungen zulassen oder in Kauf nehmen, zu boykottieren oder durch moralische Appelle auf sie einzuwirken.
Politische Grundsatzentscheidungen
Vor diesem Hintergrund verabschiedete der Menschenrechtsrat der  Vereinten Nationen2015  im Konsens die Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte. (Vgl. G7 Abschlusserklärung 2015) Damit endete ein mehrjähriger Forschungs- und Konsultations-prozess, der durch den VN-Sonderbeauftragten Prof. John Ruggie geleitet und durch die Bundesregierung aktiv unterstützt wurde.  (Anm.: Wie die "Unterstützung" konkret aussah, konnte ich nicht recherchieren!)
Diese Leitprinzipien basieren auf drei Säulen:
(I)      Pflicht des Staates zum Schutz der  Menschenrechte 
(II)    Verantwortung des Unternehmens zur  Achtung der  Menschenrechte 
(III)   Zugang zu Abhilfe. 
Diese von Ruggie erstmals beschriebenen  Säulen wurden mit 31 handlungsleitenden  Prinzipien unterlegt. Als Bezugsrahmen haben sich die  VN-Leitprinzipien in der Arbeit vieler internationaler Organisationen zu Wirtschaft und Menschenrechten fest etabliert (z. B. OECD, IFC, EU etc.). Sie schaffen keine neuen Menschenrechtsstandards und beinhalten keine zusätzlichen völkerrechtlichen Verpflichtungen, sondern nehmen Bezug auf bestehende, verbindliche und unverbindliche Menschenrechtsinstrumente. Pflichtenträger der Menschenrechte sind nach wie vor die Staaten.
In diesem Kontext erfolgte eine entsprechende Erklärung der G7 Staaten: 
"Aufgrund unseres herausragenden Anteils am Globalisierungsprozess kommt den G7-Staaten eine wichtige Rolle bei der Förderung von Arbeitnehmerrechten, guten Arbeitsbedingungen und des Umweltschutzes in globalen  Lieferketten zu. Wir streben eine bessere Anwendung international anerkannter Arbeits-, Sozial- und Umweltstandards, -grundsätze und -verpflichtungen  (insbesondere von Übereinkünften der VN, der OECD und der IAO sowie anwendbarer Umweltabkommen) in globalen Lieferketten an. Wir werden hierzu auch andere Staaten, zum Beispiel innerhalb der G20, einbeziehen. Wir unterstützen nachdrücklich die VN-Leitprinzipien für Wirtschaft und  Menschenrechte und begrüßen die Bestrebungen zur Erstellung substanzieller Nationaler Aktionspläne. In Übereinstimmung mit den VN-Leitprinzipien rufen wir die Privatwirtschaft dringend auf, ihrer Sorgfaltspflicht auf dem Gebiet der Menschenrechte nachzukommen. Wir werden Maßnahmen zur Förderung besserer Arbeitsbedingungen ergreifen, indem wir die Transparenz erhöhen, das Erkennen und die Prävention von Risiken fördern und Beschwerdemechanismen stärken. Wir erkennen die gemeinsame Verantwortung von Regierungen und Wirtschaft an, nachhaltige Lieferketten zu fördern und gute Beispiele zu unterstützen. (...) Um sichere und nachhaltige Lieferketten zu fördern, werden wir kleine und mittlere Unternehmen bei der Entwicklung eines gemeinsamen Verständnisses von Sorgfaltspflicht und eines verantwortungsvollen Lieferkettenmanagements verstärkt unterstützen. " (Auszug aus der G7-Abschlusserklärung 2015, Weltwirtschaft: Verantwortung in globalen Lieferketten)

Die unterzeichnenden Staaten (d.h. auch die BRD) verpflichteten sich zu einer Umsetzung der Leitprinzipien im Rahmen nationaler Aktionspläne.  Als Zeitrahmen zur Umsetzung wurden die Jahre 2016-2020 genannt.
Der NAP der BRD sollte dazu dienen, 
→  die VN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte für alle Akteure praktisch anwendbar zu machen,
→ Pflichten bzw. Verantwortlichkeiten für Staat und Wirtschaft aufzuzeigen,
→ Politikkohärenz zu gewährleisten,
→ und sicherstellen, dass die deutsche Wirtschaft zukunfts- und wettbewerbsfähig bleibt.
Vgl.: 
https://www.auswaertiges-amt.de/blob/297434/8d6ab29982767d5a31d2e85464461565/nap-wirtschaft-menschenrechte-data.pdf

Gesellschaftliche Debatte:
Fasst man den Diskussionsprozess um ein Lieferketten- bzw. Sorgfaltspflichtengesetz  zusammen, wird deutlich, dass sich innerhalb des Parteienspektrums die Linke, die Grünen sowie die SPD (prinzipiell) für ein weitgehendes Gesetztes  ausgesprochen haben, während die CDU/CSU das Gesetz deutlich entschärfen wollte und die AfD es gänzlich ablehnt(e). Eine nicht unerhebliche  Rolle in der gesellschaftlichen Debatte spielt auch die "Initiative Lieferkettengesetz",  in der sich 2019 um die 90 Organisationen  (Gewerkschaften, kirchliche Verbände,  Amnesty,  Attac , etc.) zusammengeschlossen haben. Die Initiative bietet auf ihrer Website zahlreiche umfassende Informationen und konkrete Argumente  "Pro Lieferkettengesetz" und reagiert auch schnell auf neue Entwicklungen. 
https://lieferkettengesetz.de/

Konkrete Umsetzung in Deutschland
Innerhalb des deutschen NAP wurde 2018 erstmals die Verantwortung von Unternehmen für die Achtung der Menschenrechte in einem festen Rahmen verankert. Demnach sollen Unternehmen ihre menschenrechtliche Sorgfaltspflicht ausüben und Menschenrechte entlang ihrer Liefer- und Wertschöpfungsketten achten. Eine rechtliche Verpflichtung  wurde allerdings nicht festgelegt. (!!)  Die Bundesregierung formulierte  jedoch die Erwartung, dass alle deutschen Unternehmen die im NAP formulierten Anforderungen in ihre Geschäftsaktivitäten integrieren.
Seit 2018 lief ein entsprechender Monitoring-Prozess, in dem überprüft wurde, ob mindestens 50 Prozent der in Deutschland ansässigen Unternehmen mit über 500 Beschäftigten die Anforderungen des NAP erfüllen. Per Zufallsstichprobe wurden Unternehmen eingeladen, einen Fragebogen auszufüllen.
Mitte Juli [2020]trat Bundesentwicklungshilfeminister Gerd Müller von der CSU vor die Presse in Berlin und gestand – in seinen eigenen Worten – ein „klägliches Scheitern“ ein. Bei einer Befragung im Auftrag der Bundesregierung hatte sich nämlich herausgestellt, dass kaum mehr als jedes fünfte deutsche Unternehmen in seiner Lieferkette die Arbeits- und Sozialstandards einhielt, die in einem Nationalen Aktionsplan eingefordert wurden.
Gemeinsam mit Bundesarbeitsminister Hubertus Heil von der SPD forderte Müller deshalb die schnelle Verabschiedung eines verpflichtenden Lieferkettengesetzes: 
„Das Problem ist, dass wir Industrieländer externalisieren. Wir lagern Produktionsketten aus in Entwicklungsländer und unterlaufen Standards für unsere Produkte in unserer Wohlstandsgesellschaft, soziale und ökologische Standards, die bei uns selbstverständlich sind. Wir akzeptieren und zementieren damit die Ausbeutung von Mensch und Natur in Entwicklungsländern. Und wir tolerieren im großen Stile Kinderarbeit.“
[Der Koalitionsvertrag für die 19. Legislaturperiode sieht im Übrigen für den Fall der Nichterfüllung vor, dass die Bundesregierung national gesetzlich tätig und sich für eine EU-weite Regelung einsetzen wird.]
Vor diesem Hintergrund legten die involvierten Ministerien einen Entwurf vor, der relativ weitreichende Vorgaben sowohl in Bezug auf die Frage, ab welcher Größe die Unternehmen  zur Beachtung des Lieferkettengesetztes verpflichtet sein sollten als auch der  Frage, ab wann innerhalb der gesamten Lieferkette die Verantwortlichkeit greifen sollte, enthielt. Zudem wurde eine klare Schadensersatzverantwortung  nach deutschem  (!) Recht verankert.  Die Erarbeitung der Vorlage wurde von massiver Lobbyarbeit der diversen Wirtschaftsverbände begleitet (um es neutral auszudrücken.) 
Dass diese Arbeit nicht ohne Erfolg blieb, verdeutlich ein Bericht von Monitor: 
https://www.ardmediathek.de/daserste/video/monitor/erfolg-der-lobbyisten-wie-das-lieferkettengesetz-demontiert-wurde/das-erste/Y3JpZDovL3dkci5kZS9CZWl0cmFnLTJhYWQ1NDkzLTQ5NTItNDA5Yi04Y2NjLTYwYTAxZDc5NzJlMw/
In der Folge wurde der Entwurf insbesondere von Seiten des Wirtschaftsministeriums in Person von Peter Altmaier (mit Rückendeckung von Frau Merkel!) als zu weitgehend abgelehnt. Nach monatelangen kontroversen Beratungen wurde letztendlich unter Einbindung von Merkel und Scholz ein Kompromiss zwischen den Ministerien erzielt, der deutlich hinter dem ursprünglichen Entwurf  des Sorgfaltspflichtgesetzes zurückblieb.  Der Bundestag  soll über den endgültigen Gesetzesentwurf noch in der jetzigen Legislaturperiode entscheiden.

Überblick über den gegenwärtigen Gesetzgebungsstand und künftige Aufgaben betroffener Unternehmen
[https://www.noerr.com/de/newsroom/news/das-neue-sorgfaltspflichtengesetz-lieferkettengesetz]
[Anm.: Das Unternehmen Noerr, eine große Anwaltskanzlei,  berät vorrangig Firmen in Bezug auf zu beachtende Rechtsnormen bei internationalen Geschäften. Die nachfolgenden Aussagen sind in diesem Kontext zu verstehen.] 
 Betroffene Unternehmen
Das Gesetz soll zwar Anfang 2022 in Kraft treten, aber erst ab 1. Januar 2023 von zunächst rund 600 Unternehmen mit mehr als 3.000 inländischen Beschäftigten umgesetzt werden. Von Anfang 2024 an gilt es auch für Unternehmen mit mehr als 1.000 Mitarbeitern. Das betrifft etwa 2.900 Firmen. Betroffen sind zunächst nur Personen- und Kapitalgesellschaften nach deutschem und ausländischem Recht, die in Deutschland ansässig sind und mehr als 3000 ArbeitnehmerInnen im gesamten Konzern beschäftigen. 
[Allerdings hat der europäische Gesetzgeber bereits 2014 die Richtlinie zur Erweiterung der Berichterstattung von großen kapitalmarktorientierten Unternehmen, Kreditinstituten, Finanzdienstleistungsinstituten und Versicherungsunternehmen verabschiedet (sog. CSR-Richtlinie), die in Deutschland in den §§ 289, 289c,315b, 315c HGB umgesetzt wurde und für Kapitalgesellschaften mit mehr als 500 Mitarbeitern die Verpflichtung einer „nichtfinanziellen“ Erklärung über Maßnahmen zum Umweltschutz, Arbeitnehmerschutz, zum sozialen Engagement und zur Achtung der Menschenrechte vorsieht. Es bleibt abzuwarten, ob hier die Mitarbeitergrenze an die Regelung des neuen Lieferkettengesetzes angepasst wird.]
Was müssen deutsche Unternehmen zukünftig beachten?
Hauptbestandteil des neuen Lieferkettengesetzes soll die Festlegung von menschenrechtlichen Sorgfaltspflichten für Unternehmen sein. Das deutsche Recht sah für Unternehmen bislang lediglich eine Berichterstattungspflicht über Maßnahmen zur Einhaltung von Menschenrechten innerhalb der Lieferkette vor. Nach dem neuen Lieferkettengesetz bestehen nunmehr weitere Sorgfaltspflichten:
1. Pflicht zur Risikoanalyse
In einem ersten Schritt müssen Unternehmen ihre Risiken innerhalb ihrer Lieferkette ermitteln und bewerten, um auf dieser Grundlage Maßnahmen ergreifen zu können. Als relevante Risikofelder benennt das Gesetz dabei insbesondere Zwangsarbeit, Kinderarbeit, Diskriminierung, Verstoß gegen die Vereinigungsfreiheit, problematische Anstellungs- und Arbeitsbedingungen und Umweltschädigungen. Nach der Einigung innerhalb der Regierung sollen Unternehmen nun gewährleisten, dass es im eigenen Geschäftsbereich und bei ihren unmittelbaren Zulieferern zu keinen Menschenrechtsverstößen kommt. Mittelbare Zulieferer in der Kette bis hin zum Rohstofflieferanten müssen dagegen nur abgestuft überprüft werden. Eine Risikoanalyse müssen Unternehmen hier nur dann vornehmen, wenn Beschwerden von Mitarbeitern eines mittelbaren Zulieferers das deutsche Unternehmen erreichen.
2. Pflicht zu Folgemaßnahmen: Abbruch von Geschäftsbeziehung nur ultima ratio
Als Konsequenz der Risikoanalyse müssen Unternehmen Maßnahmen ergreifen, um ermittelten negativen Auswirkungen vorzubeugen, sie zu minimieren und zu beheben. Dabei gilt der Grundsatz „Befähigung vor Rückzug“. Dies bedeutet, dass Unternehmen zunächst darin bestärkt werden sollen, gemeinsam mit dem Zulieferer oder innerhalb der Branche nach Lösungen zu suchen. Ein Abbruch der Geschäftsbeziehungen soll nur ultima ratio sein, um mit Menschenrechtsverletzungen von Tochtergesellschaften oder Zulieferern umzugehen.
3. Berichterstattungspflicht
Betroffene Unternehmen werden zudem verpflichtet, jährlich öffentlich einen Bericht über die tatsächlich und potentiell nachteiligen Auswirkungen ihres unternehmerischen Handelns auf die Menschenrechte vorzulegen.
4. Bemühenspflicht und Prinzip der Angemessenheit
Sowohl bei der Pflicht zur Risikoanalyse, als auch bei der Verpflichtung zur Ergreifung von Folgemaßnahmen soll es sich nicht um eine Erfolgspflicht, sondern um eine Bemühenspflicht handeln. Dies bedeutet, dass Unternehmen nicht verpflichtet werden, unter allen Umständen sämtliche Menschenrechtsverletzungen in ihrem eigenen Geschäftsbetrieb und diejenigen ihres unmittelbaren Lieferanten zu verhindern. Vielmehr richtet sich das geforderte Risikomanagement nach dem Prinzip der Verhältnismäßigkeit. Welche Maßnahmen im Hinblick auf das einzelne Unternehmen angemessen und zumutbar sind, bestimmt sich insbesondere nach der Art der Geschäftstätigkeit, der Wahrscheinlichkeit mit der sich Risiken ergeben können und der Schwere eines möglichen Schadens. Relevant sind auch die tatsächlichen Einwirkungsmöglichkeiten eines Unternehmens innerhalb einer Lieferkette.
5. Keine Schadensersatzhaftung von Unternehmen (nach deutschem Recht) vorgesehen
Nach derzeitigem und auch künftigem Stand haften Unternehmer nach deutschem Recht nicht für ausländische Schadensfälle anderer Unternehmen in der globalen Lieferkette. Denn die Neuregelung sieht nach wie vor keine Haftungsregelung vor.
Zwar war es auch bisher schon möglich, dass Drittgeschädigte ihre Rechte vor deutschen Gerichten durchsetzen konnten. Wegen Art. 4 I ROM II-VO müssen Gerichte dabei in erster Linie das Recht des Staates anwenden, in welchem das schadensbegründende Ereignis eingetreten ist. Nur in eng begrenzten Ausnahmefällen lässt Art. 4 III ROM II-VO die Anwendung eines anderen als das Recht am Erfolgsort zu, wenn die Handlung eine offensichtlich engere Verbindung zu einem anderen Staat aufweist. Die Norm ist jedoch eng auszulegen und wird in den meisten in Betracht kommenden Konstellationen nicht einschlägig sein.
In der Praxis wurde diese Möglichkeit von Drittgeschädigten kaum genutzt, da dies meist an den Lebensumständen in dem betroffenen Land scheiterte. Daher soll es nach dem Lieferkettengesetz künftig möglich sein, dass Nichtregierungsorganisationen und Gewerkschaften private Geschädigte im Wege der Prozessstandschaft vor deutschen Gerichten vertreten, wenn es Verstöße gegen Standards in der Lieferkette gibt.  
Eine Inanspruchnahme deutscher Unternehmen für einen durch einen Zulieferanten oder eines Tochterunternehmens verursachten Schaden nach dem deutschen Deliktsrecht ist dagegen auch weiterhin nicht möglich. Nach § 823 I haftet nur derjenige, der die Rechtsgutsverletzung tatsächlich begangen hat. Eine deliktische Haftung für fremdes Verschulden kommt nur ausnahmsweise nach § 831 BGB in Betracht, wenn ein Verrichtungsgehilfe des Unternehmens den Schaden verursacht hat. Innerhalb einer Lieferkette wird der Zulieferer oder ein Tochterunternehmen regelmäßig jedoch nicht als Verrichtungsgehilfe des Auftraggebers anzusehen sein.
6. Kontrollen, Bußgelder und vergaberechtliche Sanktionen
Künftig soll das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle die Einhaltung der Sorgfaltspflichten überwachen und vor Ort Kontrollen bei Unternehmen durchführen. Zudem können Beschwerden von Betroffenen direkt dort gemeldet werden.
Bei Missachtung der Sorgfaltspflichten sieht das Lieferkettengesetz Sanktionen in Form von Zwangs- und Bußgeldern vor. Die Höhe soll dabei bis zu zehn Prozent des Umsatzes eines Unternehmens betragen. Des Weiteren können Unternehmen gegen die bereits ein hohes Bußgeld verhängt wurde, für bis zu drei Jahre von öffentlichen Aufträgen ausgeschlossen werden.
7. Auswirkungen auf das Lieferantenmanagement und die Vertragsgestaltung
Als Reaktion auf ein zukünftiges Lieferkettengesetz sollte die Compliance-Organisation um Nachhaltigkeits- und Menschenrechtsgesichtspunkte in der Lieferkette erweitert werden. Am Anfang steht die Risikoanalyse, in der das Risiko möglicher Menschenrechtsverletzungen zu bewerten ist (anhand länder- und industriespezifischer Faktoren). Als Orientierungshilfe zur Implementierung solcher Compliance-Management-Systeme dienen hier sowohl die UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte als auch der Nationale Aktionsplan.
Stellt ein Unternehmen fest, dass Risiken innerhalb einer Lieferkette bestehen, muss es Maßnahmen zur Prävention treffen, beispielsweise durch entsprechende Vereinbarungen mit Lieferanten, in denen entsprechende Sorgfaltspflichten auch dem Lieferanten auferlegt werden, wonach Menschenrechte, Arbeitnehmerbelange und Umweltstandards einzuhalten sind. Auch ein Screening (bestehender und künftiger) Lieferanten im Hinblick auf ihre Fähigkeit Sorgfaltspflichten einzuhalten, macht Sinn. Möglich ist auch, dass Lieferantenvereinbarungen auf einen „Verhaltenskodex“ verweisen, mit dem das Unternehmen seine Erwartungen an die Zusammenarbeit mit dem Lieferanten verbindlich beschreibt. Als vertragliche Sanktionen können Kündigungsrechte, Freistellungsansprüche und Schadensersatzansprüche fixiert werden. Des Weiteren kann der Lieferant dazu verpflichtet werden, dafür zu sorgen, dass Compliance-Standards auch in der nachgelagerten Lieferkette eingehalten werden.
Erforderlich sind auch entsprechende Auditrechte und der Nachweis des Lieferanten über durchgeführte Schulungen. Teil des Lieferantenmanagements sind auch periodische stichprobenartige Überprüfungen der entsprechenden Vorgaben.

Resonanz auf das Gesetzesvorhaben (Willkürliche Beispiele)
Hubertus Heil spricht von einem historischen Durchbruch und nennt das Gesetz "ein Gesetz mit Zähnen".
Frank Schwabe, SPD-Sprecher für Menschenrechte, geht davon aus, dass das Gesetz „eine internationale Signalwirkung" entwickelt.
 „Der heutige Kompromiss ist ein wichtiger und längst überfälliger Schritt in die richtige Richtung", sagte Johanna Kusch von der zivilgesellschaftlichen „Initiative Lieferkettengesetz. „Durch die fehlende zivilrechtliche Haftung wird Opfern von schweren Menschenrechtsverletzungen ein verbesserter Rechtsschutz vor deutschen Gerichten aber verwehrt." 
Viola Wohlgemuth von Greenpeace nennt den Gesetzentwurf einen "ausgehöhlten Papiertiger". "Was hier […]verkündet wurde, ist für Menschenrechte und Umweltschutz ein Schlag ins Gesicht", so ihr Fazit. Der Gesetzentwurf trage den Stempel der Wirtschaftsverbände. "Sie scheinen wirklich den Stift von Peter Altmaier geführt zu haben".
"An dem Punkt der zivilrechtlichen Haftung haben sich die Wirtschaftsverbände auf ganzer Linie durchgesetzt." (Miriam Saage-Maass ( European Center for Constitutional and Human Rights (ECCHR))
Im Gegensatz dazu kommentierte Gesamtmetall-Geschäftsführer Oliver Zander: „Damit ist die Grenze des Machbaren für die Unternehmen absolut erreicht, vielleicht auch teilweise überschritten." 
Der Verband der Textil- und Modeindustrie kündigte an, die kommenden Beratungen „im Bundestag kritisch zu begleiten". 
Der Wirtschaftsrat der CDU forderte die Unionsfraktion auf, das Gesetz noch zu stoppen. „Leider hat sich die SPD gegen jeden wirtschaftlichen Sachverstand durchgesetzt", sagte Wolfgang Steiger, Generalsekretär des Wirtschaftsrates.
[Anm.: Die Wirtschaftsverbände führten auch die mit den Verpflichtungen des Gesetzes verbunden Kosten als Argument ins Feld, u.a. auch in Verbindung mit den großen Belastungen in der Coronakrise. Marcel Fratzscher, Präsident des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung, hält das für ein Pseudoargument: "Das ist absurd. Gerade in so schwierigen Zeiten sollte uns bewusst sein, wie wichtig es ist, sich an hohe, auch ethische Standards zu halten." Dabei gehe es auch um handfeste ökonomische Interessen. "Das ist gut investiertes Geld, denn letztlich leben auch die meisten deutschen Unternehmen international von ihrer Reputation".
Klar  ist:  Ein Unternehmen muss Zeit und finanzielle Ressourcen investieren, um Risiken zu ermitteln und  Maßnahmen  zu  Vorsorge  und  Verbesserungen  zu  ergreifen.  Diese  Kosten  zahlen sich  jedoch  in  vielen  Fällen  später  aus.  Dies  legt  eine  Studie  der  OECD  dar, die  die Umsetzungskosten     mehrerer     Sorgfaltspflichtenregelungen     untersucht     hat     und schlussfolgert,  dass  den  Kosten  zur  Umsetzung  dieser  Regelungen  eine  Reihe  von ökonomischen Vorteilen für die Unternehmen gegenüberstehen. Eine Studie im Auftrag der     EU-Kommission     hat     ermittelt,     dass     die     Kosten     der     Unternehmen     für menschenrechtliche und umweltbezogene Sorgfaltspflichten überschaubar bleiben: Für große  Unternehmen  schätzte  sie  die  Kosten  auf  durchschnittlich  0,005  Prozent  ihrer Gewinne  und  für  kleine  und  mittlere  auf  0,07  Prozent. 
Aber: Wenn  nur  einzelne Unternehmen   aktiv   werden,   dann   entstehen   für   diese   Vorreiterunternehmen   z.T. erhebliche Kosten, die diese nicht dauerhaft allein tragen können.
[Vgl. Initiative Lieferkettengesetz unter Bezug auf eine Studie der EU]

Kritik an der Endfassung aus Sicht der Initiative Lieferkettengesetz
https://lieferkettengesetz.de/2021/03/01/gesetzentwurf-mit-massiven-schwachstellen/
1. Die Reichweite der Sorgfaltspflichten von Unternehmen wurde so eingeschränkt, dass sie sich in vollem Umfang nur noch auf direkten Vertragspartner beziehen. Für Unternehmen wie Lidl, Aldi und Co. würde das konkret bedeuten: Sie müssten beim Einkauf von Bananen nur eine Handvoll Zulieferer in den Blick nehmen, die alle in Deutschland sitzen – nicht aber die Plantagen, von denen die Bananen stammen. Denn tiefer in der Lieferkette – zum Beispiel auf der Bananenplantage – müssten Unternehmen ihre Risiken nur „anlassbezogen“ ermitteln und nur dann etwas unternehmen, wenn sie „substantiierte Kenntnis“ über eine mögliche Verletzung der Menschenrechte erlangen. Das ist absurd: Unternehmen würden somit erst dann aktiv, wenn sie jemand anderes konkret auf eine mögliche Verletzung hinweist oder der Schaden schon entstanden ist! Das Gesetz würde Unternehmen sogar einen Anreiz zum Wegschauen setzen, frei nach dem Motto:  Je weniger ich von Problemen in meiner Lieferkette weiß, desto besser – denn desto weniger muss ich tun. Das widerspricht dem präventiven Kerngedanken der UN-Leitprinzipien und ist für uns inakzeptabel.

2. In dem Gesetzentwurf  fehlt eine zivilrechtliche Haftung vollständig – und damit die Möglichkeit für Opfer schwerer Menschenrechtsverletzungen, vor deutschen Gerichten Schadensersatz einzuklagen. Das französische Loi de Vigilance und auch die bisherigen Pläne für eine EU-Regelung gehen da deutlich weiter.

3. Der Gesetzentwurf berücksichtigt Umweltstandards nur marginal und führt keine eigenen, umweltbezogenen Sorgfaltspflichten ein. Damit bietet er keinen ganzheitlichen und eigenständigen Schutz der Umwelt. Massive Umweltzerstörungen durch Biodiversitätsverlust werden gar nicht erst erfasst, auch das Klima findet keine Berücksichtigung als Schutzgut.

4. Das Gesetz soll für viel zu wenig Unternehmen gelten, nämlich zunächst nur für rund 600 Unternehmen mit mehr als 3.000 inländischen Beschäftigten. Ab 2024 sollen dann Unternehmen ab 1.000 Mitarbeitenden erfasst werden – das wären etwa 2.800 Unternehmen. Immer noch viel zu wenig! Auch weitaus kleinere Unternehmen können zu schweren Umweltschäden oder Menschenrechtsverletzungen beitragen.

Auch bei Attac stößt das Gesetz auf deutliche Ablehnung.  Attac spricht hier im Rahmen der Kampagne "Menschenrechte vor Profit" von einem "faulen Kompromiss" und führt im Weiteren aus:
"Besonders schwerwiegend ist, dass im vorliegenden Entwurf die zivilrechtliche Haftung im Rahmen von Schadensersatzklagen Geschädigter gestrichen wurde, was genau den Forderungen der Wirtschaftsverbände entspricht. Ähnlich wie bei den Verhandlungen zum Binding Treaty lehnen sie Forderungen nach einer verpflichtenden menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht verbunden mit einer Haftungspflicht bei Verstößen ab. Man würde den Unternehmen zu viel abverlangen, und deutsche Unternehmen würden durch die Einhaltung bereits hoher Standards eh im Wettbewerb benachteiligt, so die üblichen Argumente der Wirtschaftsverbände.
Gerne wird dabei angesichts der Komplexität von Lieferketten auf die Unmöglichkeit verwiesen, die unteren Glieder in einer Kette zu kontrollieren. Doch das Argument, dass sich die Lieferketten nicht kontrollieren lassen, sticht nicht, denn andere Aspekte wie beispielsweise die Qualitätsprüfung werden durch umfassende Verfahren des Supply Chain Managements auch in den unteren Gliedern von Lieferketten kontrolliert; Unternehmen bauen globale Vertragsnetzwerke auf und informieren sich dabei über Bonität und Qualität ihrer Vertragspartner. Unterfinanzierte Nichtregierungsorganisationen (NGOs) erstellen regelmäßig Studien über die Arbeitsbedingungen in Zulieferketten. Dann sollte es auch den mit sehr viel mehr Ressourcen und Beziehungen ausgestatteten Unternehmen möglich sein, herauszufinden, was die Unternehmen in ihren Lieferketten machen.
Transparenz ist also möglich. Eine Haftungspflicht entlang der Lieferkette könnte der Macht der Konzerne, die auf vielfältigen rechtlichen Strukturen basiert, eine Schranke setzen. Hierzu zählen auch die privaten Schiedsgerichte in Freihandels- und Investitionsschutzabkommen. Bisher verhindern rechtliche Strukturen wie die Trennung von Mutter- und Tochtergesellschaften eine Gesamtverantwortung von Konzernen für ihre Lieferketten. Besonders wichtig sind verschiedene Formen des Privatrechts, beispielsweise Eigentums-, Gesellschafts- und Insolvenzrecht. Die derzeitige Rechtslage setzt Anreize für deutsche Mutter- bzw. Abnehmerunternehmen, sich möglichst weit von den Operationen ihrer Tochter- und Zulieferergesellschaften fernzuhalten. Rechtlich getrennte Tochterunternehmen, Beteiligungsgesellschaften und Zulieferer, die geographisch weit verstreut sein können, ermöglichen es Konzernen also, ihre Lieferketten zwar strategisch zu kontrollieren, aber gleichzeitig juristisch eine Verantwortung abzulehnen."
Attac verweist in diesem Kontext auch auf erste ermutigende Beispiele außerhalb Deutschlands:
"Dieses Ungleichgewicht gilt es aufzubrechen, und erste positive Schritte zeichnen sich ab. So erlaubt ein französisches Gericht auf der Grundlage des dortigen Sorgfaltspflichtengesetzes, das einem Lieferkettengesetz entspricht, eine Klage von NGOs und einigen französischen Städten gegen den Konzern Total wegen Untätigkeit angesichts des Klimawandels. In Großbritannien ließ der Oberste Gerichtshof eine Klage nigerianischer Gemeinden gegen den Konzern Shell zu. Dieser Fall berührt auch Verantwortung von Konzernen in Bezug auf die Handlungen von Tochtergesellschaften."
[https://www.attac.de/kampagnen/menschenrechte-vor-profit/hintergrund/stellungnahme-zum-lieferkettengesetz/]

Zusammenfassendes Fazit:
Das Gesetz hält nicht das, was es verspricht! 

Perspektiven der weiteren politischen Handlungsmöglichkeiten
Oder: Wenn du denkst es geht nicht mehr, kommt irgendwo ein Lichtlein her…
In diesem Fall aus der EU: 
[nachfolgender Text bezieht sich weitgehend auf eine  Mitteilung des Grünen-Abgeordneten im EU Parlament und Attac-Mitglieds Sven Giegold auf seiner Homepage.
siehe: https://sven-giegold.de/eu-lieferkettengesetz-starker-vorschlag]
Am 27.01.2021 stimmte der Rechtsausschuss des Europaparlaments fast einstimmig  (21 Stimmen dafür, 1 dagegen) für einen konkreten Vorschlag für ein europäisches Lieferkettengesetz. 
 Giegold sieht darin ein klares Signal an die EU-Kommission für ein starkes Gesetz. Zwar müsse die Entscheidung noch im März vom Plenum des Europaparlaments bestätigt werden, doch da es sich um einen “legislativen Initiativbericht” handele, müsse die EU-Kommission reagieren. Denn das Europaparlament hat auf diese Weise – anders als viele glauben – auf eigene Initiative die Möglichkeit, von der EU-Kommission Gesetzesvorschläge einzufordern.  [Anm Th.: Da habe ich was dazu gelernt…] Und die Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen habe sich verpflichtet, bei “legislativen Initiativberichten” stets zu liefern.
Der Rechtsausschuss will Unternehmen endlich in die Verantwortung nehmen. Sie müssen sicherstellen, dass ihre Lieferketten ohne Ausbeutung und ohne Verletzung der Menschenrechte auskommen. Denn vom Handy bis zum Elektroauto, über T-Shirts bis hin zu Nahrungsmitteln – kaum ein Produkt hat heute keine internationale Lieferkette. Viele Unternehmen kümmern sich bereits mit großem Engagement um gerechte Standards in ihren Lieferketten. Andere wehren sich gegen verbindliche gesetzliche Vorgaben. Angefangen bei Gewinnung der Rohstoffe bis hin zu Verarbeitung und Entsorgung, werden Arbeitnehmer*innen vor allem im Globalen Süden weiterhin systematisch ausgebeutet, damit einige Unternehmen möglichst günstig produzieren und die Konsument*innen viel und billig kaufen können. 
[bookmark: _GoBack]Das wird sich jetzt ändern! Laut Gesetzesvorschlag des Rechtsausschusses haben Unternehmen in Zukunft die Pflicht, die Menschenrechte, die Umwelt und eine gute Unternehmensführung in ihren Aktivitäten zu respektieren. Damit dies kontrolliert werden kann, müssen sie ihre negativen Auswirkungen auf Menschenrechte und Umwelt bewerten und veröffentlichen. Wo die Ausbeutung von Mensch oder Umwelt festgestellt wird, müssen Unternehmen Maßnahmen ergreifen, um dies zu unterbinden. Diese Regeln sollen für alle großen Unternehmen und alle börsennotierten oder risikoreichen kleinen und mittleren Unternehmen gelten. Damit die neuen Regeln auch von allen Unternehmen korrekt umgesetzt werden, ist die zivilrechtliche Haftung ein wesentlicher Bestandteil der vorgeschlagenen Richtlinie. Der Rechtsausschuss verlangt, dass die Mitgliedstaaten sicherstellen, dass Unternehmen haftbar gemacht werden können. Sie müssen Entschädigung für Schäden leisten, die unter ihrer Kontrolle verursacht wurden.

Abstimmung des EU-Parlaments zum Lieferkettengesetz
11. März 2021 – Am Ende war es ein deutliches Ergebnis: 504 von 695 Parlamentarier*innen stimmten gestern im Europaparlament für den sogenannten „Legislativbericht über menschenrechtliche und umweltbezogene Sorgfaltspflichten von Unternehmen“. Das bedeutet: Das Europaparlament empfiehlt der EU-Kommission, eine Art EU-weites Lieferkettengesetz einzuführen. Inhaltlich geht das Europaparlament dabei weit über den verwässerten deutschen Gesetzesentwurf hinaus, auf den sich die Bundesregierung letzte Woche geeinigt hat.
Dementsprechend zufrieden war auch die Abgeordnete Lara Wolters, die den Bericht eingebracht hatte: „Für Unternehmen schaffen wir ein level playing field und Rechtssicherheit. Für Verbraucher*innen garantieren wir faire Produkte. Für Arbeiter*innen erhöhen wir den Schutz. Für Opfer von Menschenrechtsverletzungen verbessern wir den Rechtszugang. Und für die Umwelt gehen wir einen Schritt, der bereits lange überfällig war.“
Das klingt vielversprechend – und in der Tat kommt der Bericht des EU-Parlaments genau rechtzeitig: Im Juni will der EU-Justizkommissar Didier Reynders seine Pläne für ein europäisches Lieferkettengesetz vorstellen. Die gestrige Abstimmung im EU-Parlament gibt ihm hierfür gehörigen Rückenwind. Denn die Abgeordneten haben auch mehrere Änderungsanträge abgelehnt, die den Parlamentsbericht verwässern sollten.
Trotzdem ist der Weg zu einem europäischen Lieferkettengesetz noch lang. In den kommenden Monaten wird es hitzige Debatten über den Anwendungsbereich, die Reichweite der Sorgfaltspflichten und die Frage der zivilrechtlichen Haftung geben. Auch wir werden uns in diese Debatte einmischen: Im Konsultationsverfahren der EU-Kommission haben wir bereits eine Stellungnahme eingereicht.
Ein Vergleich zwischen dem Vorschlag des EU-Parlaments und den Plänen der Bundesregierung macht die Schwachstellen des deutschen Gesetzentwurfs noch mal in aller Deutlichkeit sichtbar:
· Das EU-Parlament plant einen größeren Anwendungsbereich als die Bundesregierung: Es will viel mehr Unternehmen einbeziehen, darunter auch kleine und mittlere, die an der Börse notiert oder in Risikosektoren tätig sind. Auch US-amerikanische und chinesische Firmen, die in der EU Geschäfte machen, würden erfasst.
· Sowohl der Bericht des EU-Parlaments als auch die Pläne von Kommissar Reynders beinhalten, wogegen sich der deutsche Wirtschaftsminister so vehement und erfolgreich gesträubt hat: klare Bestimmungen zur zivilrechtlichen Haftung, um die Rechte von Betroffenen zu stärken.
· Die Reichweite der Sorgfaltspflichten ist die größte Schwäche des deutschen Gesetzentwurfs: Jenseits der direkten Vertragspartner müssten Unternehmen Risiken nur in den Blick nehmen, wenn sie einen „Anlass“ dafür haben. Das wäre in etwa so, als würde man einen Brandmelder erst dann einbauen, wenn das Haus schon in Flammen steht. Dagegen betonte Justizkommissar Reynders mit Blick auf den Bericht klar, dass Unternehmen entlang der gesamten Wertschöpfungskette proaktiv handeln müssen. Wer Zwangs- oder Kinderarbeit bekämpfen will, darf sich nicht auf direkte Lieferbeziehungen beschränken!
· Auch in Bezug auf Umweltfragen geht der Vorschlag des EU-Parlaments über den deutschen Gesetzentwurf hinaus. Anders als der Entwurf der Bundesregierung sieht der Bericht des EU-Parlaments eine eigenständige umweltbezogene Sorgfaltspflicht vor – im Angesicht von Klimawandel und fortschreitender Umweltzerstörung ist das überfällig.
Dieser kurze Vergleich zeigt erneut: Der Entwurf für ein deutsches Lieferkettengesetz reicht hinten und vorne nicht aus. In den nächsten Wochen geht der Gesetzentwurf in den Bundestag. Nun liegt es an den Abgeordneten, sich für Nachbesserungen einzusetzen. Denn gegen Gewinne ohne Gewissen hilft nur ein starkes Lieferkettengesetz.
https://lieferkettengesetz.de/2021/03/11/nachster-schritt-zu-europaischem-lieferkettengesetz/
Zum Abschluss nochmal die zentralen Forderungen der "Initiative Lieferkettengesetz" an ein entsprechendes Gesetz:
Behördliche Überprüfung 
Damit ein Lieferkettengesetz wirkt, muss es eine staatliche Behörde dazu befugen, die Einhaltung der Menschenrechts- und Umwelt-schutzvorgaben zu kontrollieren und ihr die Möglichkeit geben, Unternehmen zu sanktionieren, die diese missachten.
Reichweite der Sorgfaltspflicht 
Damit ein Lieferkettengesetz wirkt, muss es Unternehmen zur Sorgfalt in der gesamten Wertschöpfungskette verpflichten und darf nicht hinter die Anforderungen der UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte zurückfallen.
Achtung der Umwelt
Damit ein Lieferkettengesetz wirkt, muss es den Zusammenhang zwischen Menschenrechtsverletzungen und Umweltzerstörung anerkennen: Umweltschutz und der Schutz von Menschenrechten gehören zusammen.
Zivilrechtliche Haftung 
Damit ein Lieferkettengesetz wirkt, muss es eine zivilrechtliche Haftung ermöglichen und Betroffenen von Menschenrechtsverletzungen im Ausland die Möglichkeit geben, von verantwortungslos handelnden Unternehmen vor deutschen Gerichten Schadensersatz einzuklagen. 
Betroffene Unternehmen 
Damit ein Lieferkettengesetz wirkt, darf es nicht nur für die ganz großen Unternehmen gelten, sondern muss bei Unternehmen aus Sektoren mit großen Menschenrechtsrisiken auch kleine Unternehmen ins Auge fassen.
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